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Betreff

Information über die wesentlichen Neuerungen im SGB VIII durch das Kinder- und
Jugendstärkungsgesetz vom 10.06.2021

Beschlussvorschlag:

Der Jugendhilfeausschuss des Rates der Stadt Sankt Augustin nimmt die Information über
die wesentlichen Neuerungen im SGB VIII durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz
vom 10.06.2021 zur Kenntnis.

Sachverhalt / Begründung:

Durch Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes am 10.06.2021 sind für das
SGB VIII sowie einer Reihe weiterer Gesetzbücher Änderungen erfolgt, die Einfluss auf die
Ausgestaltung der Jugendhilfe haben. Für die kommunale Jugendhilfe folgt daraus, diese
Änderungen aufzunehmen und in der örtlichen Praxis der Jugendhilfe umzusetzen. In der
beigefügten Anlage sind die wichtigsten Neuerungen bezogen auf das SGB VIII und die mit
ihnen verbundenen Auswirkungen und Planungsanforderungen in einer Übersicht
dargestellt.

In Vertretung

Ali Doğan
Erster Beigeordneter
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Die Maßnahme
hat keine finanziellen Auswirkungen / ist haushaltsneutral
hat finanzielle Auswirkungen

Der Gesamtaufwand / Die Gesamtauszahlungen (bei Investitionen) beziffert/beziffern sich
auf €.

Mittel stehen hierfür im Teilergebnisplan / Teilfinanzplan zur Verfügung.

Die Haushaltsermächtigung reicht nicht aus. Die Bewilligung von
über- oder außerplanmäßigem Aufwand ist erforderlich.
über- oder außerplanmäßigen Auszahlungen ist erforderlich (bei Investitionen).

Zur Finanzierung wurden bereits € veranschlagt; insgesamt sind € bereit zu stellen.
Davon entfallen € auf das laufende Haushaltsjahr.

Bei der Maßnahme wurden inklusionsrelevante Aspekte berücksichtigt.
Die Maßnahme hat keine Auswirkungen auf die Inklusion.

Anlage:

Übersicht zu den Gesetzesneuerungen


